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Michael Jagenlauf
Die Durchführung des Schulentwicklungsplans I in einer
Gemeinde des Landes Baden-Württemberg
In dem Maße wie moderne bildungspolitische Maßnahmen nicht mehr einseitig
von „oben" dekretiert werden, sondern zunehmend auf die Zustimmung und Mit¬
arbeit der „Öffentlichkeit" auf überregionaler und kommunaler Ebene angewiesen
sind, wird die Frage nach den allgemeinen Strukturen bildungspolitischer Kom¬
munikations- und Entscheidungsprozesse relevant.
Am Beispiel einer Gemeinde in Baden-Württemberg sei die Struktur eines sol¬
chen bildungspolitischen Kommunikations- und Entscheidungsprozesses (Zusam¬
menlegung wenig gegliederter Landschulen zu einer Nachbarschaftshauptschule,
Schulentwicklungsplan I) kurz dargestellt.
Die Ergebnisse dieser Studie erheben keinen Anspruch auf Allgemeingültigkeit,
sie illustrieren aber die Bedeutung solcher Analysen für die Vorbereitung bildungs¬
politischer Maßnahmen und für die Öffentlichkeitsarbeit der Bildungsinstanzen.
I.
Mit dem Erlaß vom 23. Juni 1965 wurden die Richtlinien des Schulentwicklungs¬
plans I zum verbindlichen organisatorischen und didaktischen Planungsprinzip für
die Reform des traditionellen allgemeinbildenden Schulwesens in Baden-Württem¬
berg ]). Dieser Schulentwicklungsplan I ist Teil einer bildungspolitischen Gesamt¬
konzeption, die ebenso das berufliche Schulwesen, das Hochschulwesen und den
Ausbau der EB umfaßt. Bildungsplanung bedeutet in dieser Gesamtkonzeption
„die Koordination bildungspolitischer Maßnahmen unter gleichzeitiger Berücksich¬
tigung vorhersehbarer künftiger Strukturveränderungen in Gesellschaft und
Wirtschaft"2).
Für die Reform des allgemeinbildenden Schulwesens werden im Blick auf die
veränderten Anforderungen der modernen Arbeits- und Wirtschaftswelt eine
Reihe bildungspolitischer Maßnahmen notwendig, die hier nur stichwortartig
angedeutet seien:
— Die Erhöhung der Übergangsquoten und der Abiturientenquote
— Die Mobilisierung vor allem „ländlicher" Begabungsreserven
— Der Ausbau des ländlichen Schulwesens (Bildungszentren)
— und die organisatorische und didaktische Neugestaltung der Volksschulober¬
stufe durch die Einführung der Hauptschule.
Als didaktisch/methodische Prinzipien gelten in der Hauptschule die Differen¬
zierung des Unterrichts in Kern-Kursunterricht, ein vermehrtes Bildungsangebot
Z.f.Päd., 9. Beiheft
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vor allem in den Fächern Deutsch und Mathematik und die Einführung einer
Pflichtfremdsprache. Die zentralen organisatorischen Merkmale der neuen Haupt¬
schule sind die Einführung des 9. Schuljahres und die durchgängige Gliederung der
Schule in Jahrgangsklassen.
Die Einführung des 9. Schuljahres und das Prinzip der Jahrgangsklasse erfordern
im Bereich des ländlichen Schulwesens die Errichtung sogenannter Bildungszentren
und die Zusammenlegung der bisher wenig gegliederten Landschulen zu sog. Nach¬
barschaftshauptschulen (Nachbarschaftsschulen). Die Konzentration der Land¬
schulen auf vollausgebaute ein- oder mehrzüge Hauptschulen ist das „Kernstück"
der neuen Schulreform.
Der Schulentwicklungsplan „ist ein überzeugendes Modell dafür, daß die Bil¬
dungsreform in der demokratischen und freiheitlichen Gesellschaft nicht von oben
dekretiert, sondern nur in der Zusammenarbeit mit allen tragenden gesellschaft¬
lichen Kräften bewältigt werden kann" 3). So wurden die Schulträger (Gemeinden),
Landratsämter, Planungsträger, kommunale Verbände, Kirchen und Eltern bereits
in der Vorbereitungsphase an diesem Reformwerk beteiligt.
Ein weiteres gesellschaftspolitisches Spezifikum dieser Schulreform ist darin zu
sehen, daß die Planung der Nachbarschaftsschulen, insbesondere die Einigung über
den Schulort und über das Rechtsverhältnis des zu gründenden Schulverbandes
(„Zweckverband" oder „öffentlich-rechtliche Vereinbarung"4) in den Kompetenz¬
bereich der betroffenen Gemeinden fällt. Die „Öffentlichkeit", d. h. die einzelnen
Gruppen der Kommune werden somit in einen öffentlichen kommunalen Kom¬
munikations- und Entscheidungsprozeß integriert, der über seine kommunalpoli¬
tische Bedeutung hinaus bildungspolitische (Ausbau und Neugestaltung des Schul¬
wesens) und gesellschaftspolitische (z. B. Mobilisierung der ländlichen Begabungs¬
reserven) Relevanz besitzt.
Die Deskription und Analyse eines solchen kommunalen Kommunikations- und
Entscheidungsprozesses erhofft sich Antworten auf folgende Fragen:
— Welche Gruppen werden am Kommunikations- und Entscheidungsprozeß betei¬
ligt, welche Gruppen bleiben davon ausgeschlossen?
— Wie gestaltet sich die Kommunikation zwischen den einzelnen Gruppen der
Kommune, zwischen Schuladministration und Gemeinde und zwischen Schul¬
administration und Gemeindeverwaltung?
— Welche Kommunikationsbarrieren, welche Sachzwänge und welche Argumente
beeinflussen bzw. erschweren den Kommunikations- und Entscheidungsprozeß?
II.
Die Deskription und Analyse eines kommunalen bildungspolitischen Entschei¬
dungsprozesses ist unter den gegebenen kommunikationswissenschaftlichen An¬
sätzen und Methoden nur möglich, wenn dieser Prozeß zeitlich und strukturell
überschaubar ist. Der Verfasser bezog deshalb seine Untersuchung auf eine nord-
württembergische Gemeinde, die mit ca. 2 000 Einwohnern als mittelgroße (länd¬
liche) Gemeinde gilt. Die ausgewählte Gemeinde (im folgenden aus Gründen der
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Anonymität H-dorf genannt) ist weder für die Gemeinden Baden-Württembergs,
noch für den Landkreis dieser Gemeinde repräsentativ, sie erwies sich aber für den
vorgegebenen Untersuchungszweck in mehrfacher Hinsicht als vorteilhaft:
— Die Gemeinde H-dorf besteht aus drei Teilgemeinden, einer evangelischen
(E-dorf) und zwei katholischen (H-dorf und K-dorf) Gemeinden, die räumlich
recht weit auseinander liegen, und die sich hinsichtlich ihrer Wirtschaftsstruktur
beträchtlich unterscheiden: E-dorf und K-dorf sind Bauerngemeinden, die Ge¬
meinde H-dorf dagegen wird vorwiegend von Arbeitern und Arbeiterbauern
bewohnt.
— Die heute kleinste Teilgemeinde K-dorf war bis 1840 das Zentrum der Ge¬
meinde mit eigener Pfarrei und Schule gewesen.
— Alle drei Teilgemeinden besaßen 1965 — als der Schulentwicklungsplan erlas¬
sen wurde — eigene wenig gegliederte Landschulen.
Als besonders vorteilhaft für die Analyse des Kommunikationsprozesses erwies
sich, daß in dieser Gemeinde die Diskussion um die Zusammenlegung der wenig
gegliederten Schulen bereits 1960 — also 5 Jahre vor Inkrafttreten des Schulent¬
wicklungsplans — begann, so vor allem durch die Initiative des Bürgermeisters, der
aufgrund finanzieller Überlegungen eine „Zentralschule" in H-dorf empfahl. Der
Entscheidungsprozeß wurde aus verschiedenen Gründen mehrfach unterbrochen;
erst 1966 — also 6 Jahre später — beantragte die Gemeinde beim Kultusminister die
Errichtung einer Nachbarschaftshauptschule in H-dorf5). Der chronologische Ab¬
lauf dieses Kommunikations- und Entscheidungsprozesses kann hier im einzelnen
nicht nachgezeichnet werden; insgesamt fanden 6 Gemeinderatssitzungen, 1 Bür¬
gerbefragung, 2 Bürgerversammlungen und 4 Elternversammlungen statt.
Die Gemeinderäte wurden durch den Bürgermeister und den Landrat informiert,
ebenso durch Mitteilungen und Erlasse der Kreisverwaltung und des Innenministe¬
riums. Die Eltern und Bürger erhielten Informationen jeweils in den Versamm¬
lungen durch den Bürgermeister, durch den Schulrat und durch den Landrat. Zusätz¬
lich informiert wurden die Eltern durch einen sog. „Elternbrief" des Kultusmini¬
steriums6). In den Veranstaltungen des Fortbildungswerkes und in den parteipoli¬
tischen Versammlungen der CDU und FDP kamen dagegen der Schulentwicklungs¬
plan und seine bildungspolitischen Auswirkungen nicht zur Sprache. Auffällig ist
ferner, daß der Streit um die Zusammenlegung der einzelnen Schulen im Wahl¬
kampf der Bürgermeisterwahl nicht erwähnt wurde. Die lokale Presse (Kreiszei¬
tung) beschränkte sich auf den Abdruck der Gemeinderats- und Versammlungs¬
protokolle.
III.
Die vorgelegte Untersuchung versteht sich zwar als eine empirische Fallstudie
zur Formulierung erster Hypothesen über einen kommunalen bildungspolitischen
Entscheidungsprozeß, dennoch können nicht alle Fakten, die in den folgenden
Ergebnisthesen aufgeführt sind, wissenschaftlich verifiziert werden: Diese Studie
stützt sich einerseits auf die einschlägigen Verlautbarungen und Erlasse, sowie auf
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Sitzungsprotokolle und persönliche Notizen — soweit sie noch zugänglich waren —,
zum anderen aber vor allem auf die mündlichen Aussagen von Eltern, Lehrern,
Rektoren, Pfarrer, Gemeinderäte und Bürgermeister, auf Aussagen also, deren
Objektivität und Validität nicht immer nachprüfbar waren. Somit bleiben eine
Reihe psychologischer, soziologischer und administrativer Variablen und deren
Einfluß auf den Verlauf des Kommunikationsprozesses weithin unreflektiert.
IV. Thesenartige Zusammenfassung der Ergebnisse
Die Ergebnisse der Fallstudie seien im folgenden thesenartig aufgeführt.
1. Innerhalb des analysierten kommunalen bildungspolitischen Entscheidungs-
prozesses über die Errichtung einer Nachbarschaftsschule wurden zwar alle Grup¬
pen der Gemeinde informiert, doch beschränkte sich diese Information vorwiegend
auf vordergründige Fakten mit nur lokaler Bedeutung; die allgemeinen gesell¬
schaftlichen und bildungspolitischen Aspekte der geplanten Schulreform kamen
nicht zur Sprache; ebenso fand keine Aufklärung der Eltern und Bürger über die
politischen „Mittel" zur Beeinflussung eines demokratischen Entscheidungsprozes¬
ses statt (z. B. Bürgerentscheid, Bürgerbegehren).
2. Von den an der Kommunikation beteiligten Gruppen zeigten die Lehrer und
Schulleiter — mit einer Ausnahme — und ebenso die Gemeinderäte die größte
Zurückhaltung, obwohl deren Autorität und Sachverstand die Entscheidung für
eine Nachbarschaftsschule möglicherweise wesentlich beschleunigt hätten. Über die
Ursachen dieser Zurückhaltung können nur Vermutungen geäußert werden:
bei den Lehrern: falsche Interpretation des Beamtenstatus, Verlust der eigen¬
ständigen Schulen und damit verbunden Statuswechsel, ungenügende Aufklärung
der Lehrer durch die vorgesetzte Behörde und durch die Lehrerverbände.
bei den Gemeinderäten: ambivalente Einstellungen zur modernen Bildungspoli¬
tik, Druck der Bürger, Angst vor Stimmenverlusten bei der Wahl, Vorliebe für
Kompromisse, Ablehnung radikaler Neuerungen.
Sehr offensiv dagegen diskutierten die Eltern, die Bürger, der Pfarrer und der
Lehrer der katholischen Teilgemeinde K-dorf. Über 5 Jahre hinweg vermochten
jedoch weder die Autorität des Bürgermeisters, noch der Sachverstand des Schul¬
rats und des Landrats, noch der Wunsch der übrigen Gemeindemitglieder eine
Änderung in der ablehnenden Haltung der Bürger dieser Teilgemeinde zu bewirken.
Die Eltern und Bürger der evangelischen Teilgemeinde E-dorf stimmten bereits
zu Beginn des Kommunikationsprozesses der Zusammenlegung der einzelnen
Schulen zu; zunächst abwartend verhielten sich dagegen die Eltern und Bürger der
katholischen Gemeinde H-dorf.
3. In der Diskussion um die Planung und den Bau der Nachbarschaftsschule
blieb die gesellschaftspolitische Bedeutung eines solchen öffentlichen bildungs-
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politischen Entscheidungsprozesses von allen Mitgliedern weithin unbeachtet: die
Basis aller Argumentationen waren die „Gemeinschaft" und die „gute Nachbar¬
schaft", die möglichst erhalten bleiben sollten.
4. Die Analyse des untersuchten Entscheidungsprozesses deckt eine Anzahl
spezifischer Kommunikationsbarrieren, Sachzwänge und bevorzugte Diskussions¬
argumente auf:
Kommunikationsbarrieren: Attitüden, Vorurteile, Sprach- und Verstehens-
barrieren, Mangel an objektiver Wahrheitsfindung, Kompliziertheitsgrad der ge¬
planten Schulreform
Sachzwänge: Bestand an Schulbauten, Fahrtwege, Planungsgrundsätze des
Schulentwicklungsplans, Gemeindeordnung
bevorzugte Diskussionsargumente: Kosten und Dauer der Fahrtwege, Religions¬
unterricht, Kirche und Schule gehören zusammen, kulturelle Bedeutung der Schule
für das Dorf, Gefahren einer Simultanerziehung von ev. und kath. Kindern, Skepsis
gegenüber moderner Bildungsreformen.
5. Der Verlauf des Kommunikationsprozesses wurde entscheidend beeinflußt
durch die ablehnende Haltung der Bürger und Eltern der katholischen Teilgemeinde
K-dorf. Die „offiziellen" Sprecher dieser Teilgemeinde — der katholische Pfarrer
und der Leiter der Einklassenschule — begründeten ihre Ablehnung der Nachbar¬
schaftsschule in H-dorf mit dem Hinweis auf das Memorandum der Kommission
der Deutschen Bischöfe vom November 1961, das sich eindeutig gegen die Errich¬
tung sog. Zentralschulen aussprach: „Wir werden es ... für verhängnisvoll halten,
wenn man glauben wollte, das Problem der Bildung und Erziehung der Jugend auf
dem Lande kann durch schematische Zentralisierung des Schulwesens gelöst wer¬
den ... Vor allem aber in der Erziehung vermag die wenig gegliederte Dorfschule
Hervorragendes zu leisten"7). Es darf jedoch vermutet werden, und dazu berechti¬
gen die Aussagen der Eltern und des Bürgermeisters, daß der Hinweis auf das
Memorandum nur als Vorwand diente, um der früheren Muttergemeinde die
Schule als kulturellen Mittelpunkt zu erhalten.
6. Die Entscheidung für die Nachbarschaftsschule und damit die Entscheidung
für eine Zusammenlegung der wenig gegliederten Schulen der einzelnen Teil¬
gemeinden wurde nach 6jähriger Vorbereitungszeit gegen den heftigen Widerstand
der katholischen Teilgemeinde K-dorf vom Gemeinderat durchgesetzt.
7. Von den verschiedenen Möglichkeiten politischer Selbstinitiative — Bürger¬
entscheid, wissenschaftliche Gutachten, Anfechtung der Entscheidung vor dem
Verwaltungsgericht — machten die am Entscheidungsprozeß beteiligten Mitglieder
keinen Gebrauch.
Diese wenigen Andeutungen mögen bereits genügen, um die entscheidungsvor¬
bereitende Funktion der Kommunikation innerhalb dieses kommunalen bildungs-
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politischen Entscheidungsprozesses näher bestimmen zu können: die Kommuni¬
kation vermittelt 1. Informationen über den IST-Zustand und über den SOLL-
Zustand (Planung) und sie versucht 2. die an den IST-Zustand weithin angepaßten
und stereotyp verfestigten Einstellungs- und Verhaltensweisen zu rationalisieren
und zu verändern8).
In dem hier untersuchten Beispiel zeigt sich allerdings, daß es der unteren Schul¬
administration (Schule und staatliches Schulamt) nicht gelungen war, das tradierte
(und vermutlich auch manipulierte) Einstellungsverhalten einer kleinen Gruppe zu
verändern, obwohl gerade dieser Behörde eine entscheidende vermittelnde Funktion
innerhalb kommunaler bildungspolitischer Entscheidungsprozesse zukommt.
Da der Einfluß der Massenkommunikation auf den Verlauf dieses Entscheidungs-
prozesses nur mit erheblichem methodischen und organisatorischen Aufwand rekon¬
struierbar ist, beschränkte sich diese Fallstudie auf die Analyse kommunikativer
Prozesse innerhalb kleiner überschaubarer Gruppen. Die Aufgabe weiterer Analysen
wäre es, durch Begleituntersuchungen und mit Hilfe eines erprobten und differen¬
zierten Instrumentariums —z.B. Inhaltsanalysen, Einstellungsmessungen und Inten¬
sivinterviews — die Interdependenz der einzelnen Einflußfaktoren und damit die
genaue Struktur eines ähnlichen kommunalen bildungspolitischen Entscheidungs-
prozesses zu ermitteln, zu denken wäre hierbei z. B. an Planung und Ausbau sog.
„Bildungszentren" in ländlichen Gebieten in Baden-Württemberg.
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